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Anhörung am 5. November 2001 In Berlin

Zum
Entwurf eines Gesetzes zur geordneten Beendigung der Kernenergienutzung zur gewerblichen Erzeugung von Elektrizität.
Stellungnahme zu den Fragen dar Fraktionen, für die ich mich thematisch zuständig fühle (Endlagerung).

Fragen der Fraktionen SPD und Bündnis 90/Die Grünem:
1- keine -

Fragen der Fraktion der CDU/CSU
II Entsorgung/Zwischenlagerung
6. Frage:

Welche Gründe sprechen für ein gemeinsames Endlager von hoch-, mittel- und schwachradioaktiven Abfällen. Wie ist dies unter dem Gesichtspunkt zu werten, dass weltweit das Konzept getrennter Endtager verfolgt wird?
Auch wenn aus grundsätzlichen Erwägungen eine Entsorgung von allen Arten von radioaktiven Abfällen unter den relevanten Sicherheitsmaßnahmen ermöglicht werden kann. verspricht nach dem heutigen Kenntnisstand die getrennte Entsorgung von radioaktiven Abfällen mit vernachlässigbarer Wärmeentwicklung und solchen mit Wärmeentwicklung sicherheitsrelevante und kostenmäßige Vorteile.

- Radioaktive Abfälle mit vernachlässigbarer Wärmeentwicklung fallen unabhängig von der Kernenergieerzeugung an und deshalb sind Endlager für diese Art von Abfallen auch - wie Untertagedeponien für toxische Abfälle - zeitlich unbegrenzt notwendig.

-    Ein Endlager für radioaktive Abfälle mit Wärmeentwicklung - insbesondere bei einer zeitlich begrenzten Betriebsdauer von Kernkraftwerken - hat nur eine kurze befristete Lebensdauer. Ein solches Endlager nicht nach Ende des Bedarfes zu verschließen, nur weil es auch weiterhin für die Endlagerung für radioaktive Abfälle mit vernachlässigbarer Wärmeentwicklung benötigt wird. Ist aus sicherheitstechnischen Gründen nicht optimal. (Siehe hierzu auch Rückholbarkeit)

Bei einer Inbetriebnahme von Konrad bis ca. 2010 könnten alle aus dem Betrei-ben von Kernkraftwerken anfallenden radioaktiven Abfälle mit vernachlässigbarer Wärmeentwicklung bis 2030 – dem Zeitpunkt der Beendigung der Kernenergieerzeugung - entsorgt werden und zwar ohne zusätzliche Zwischenlagerkapazitäten schaffen zu müssen und ohne das teure Risiko einer eventuellen Umkonditionierung der Abfälle, die bei einem „neuen" Endlager notwendig werden könnte.

7. Frage:
Wurden die volkswirtschaftlichen und technischen Folgen der für mindestens 10 Jahre anzunehmenden Verzögerungen der Inbetriebnahme des -Endlagers „Schacht Konrad" untersucht?
Die Frage Ist heute nicht abschließend zu beantworten, da einige Parameter, wie z. B. die Anpassung der technischen Planunterlagen, das Bereithalten der derzeitigen Grubenanlage, die eventuelle Nachkonditionierung: von Abfällen, insbesondere bei solchen, die nicht von der E-Wirtschaft stammen, die tatsächlichen OffenhaItungs-kosten und Betriebskosten nicht genau bekannt sind. Überschlägige Kostenrechnungen zeigen, dass eine frühzeitige Inbetriebnahme wirtschaftlicher ist und dass eine Verzögerung der Inbetriebnahme keinerlei sicherheitsrelevante Vorteile bringt.

9. Frage:
Deutschland verfügt Im Gegensatz zu allen anderen europäischen Staaten mit dem Salzstock Gorleben über einen Salzstock, dessen bisherige Erkundung auf Eignungshöffigkeit für die Endlagerung schließen läßt. In den USA wird ein Salzstock für die Endlagerung von Transuranabfällen bereits genutzt. Sind die dort gewonnen Erkenntnisse auf Gorleben übertragbar und wenn nein, warum nicht?
Die Erkenntnisse, die zur Genehmigung des Endlagers WIPP-Site, New Mexico, USA führten, können zum großen Teil für das Endlagerprojekt Gorleben übernom-men werden, ein Teil jedoch nicht. Nicht vergleichbar sind z. B.:

- die geologische Situation: geschichtete Satzformationen (WIPP) Im Gegensatz zu einem Salzstock (Gorleben),

- Mächtigkeit der Salzformationen; wenige Zehnermeter (WPP) Im Gegensatz zu hunderten von Metern von Salinargesteinen (Gorleben).

- Art der Abfälle: keine wärmeentwickelnden, aber möglicherweise gasproduzie-rende Abfälle (WIPP) im Gegensatz zu wärmeentwickelnden Abfällen (Gorteben).

Zu vergleichen sind jedoch Themen, die bei der WIPP-Site schon im Rahmen eines sehr Intensiven Genehmigungsverfahrens geklärt und genehmigt wurden. Beispiel-haft seien hier genannt:

- Rückholbarkeit, Human Intrusion, Gasbildung, Langzeitsicherheit, Kritikalität und Multibarrierensystem.

10. Frage:
Gibt es wissenschaftlich belegte Hinweise, die die Nicht-Eignung des Salzsto-ckes in Gorleben als Endlager begründen?
Bisher nicht. Die Aussage der früheren Bundesregierung, veröffentlicht in der Zeit-schrift "Umwelt" Nr. 10/1998, enthält keine. Dort wird die Eignungshöffigkeit bestätigt. Auch nach Auffassung der derzeitigen Bundesregierung stehen die bisher gewonne-nen geologischen Befunde einer Eignungshöffigkeit des Salzstockes Gorleben nicht entgegen (Anlage 4 zur Vereinbarung vom 14.06.2000).

Ein endgültiger Nachweis kann Jedoch erst nach Abschluss der untertägigen Erkun-dung erbracht werden.

Fragen der Fraktion der FDP
3. Entsorgungsfragen

Frage 3a:

Wie beurteilen Sie die Überlegung, ein einziges Endlager für alle Arten von ra-dioaktiven Abfällen einrichten zu wollen?
Antwort: siehe Frage 6b der Anfrage der CDU/CSU-Fraktion

Frage 3b/c:
Ist es nötig, eine Rückholbarkeit des radioaktiven Abfalls sicherzustellen? Und werden in anderen Ländern Vorkehrungen getroffen, um eine solche Rückhol-barkeit zu gewährleisten und wie ist dies gegebenenfalls zu bewerten?
Grund für die Endlagerung von Abfällen in tiefen geologischen Formationen ist es ge-rade, die Abfälle endgültig von der Biosphäre sicher zu trennen. Um dieses Ziel zu erreichen, isl ein Endlager nach der Betriebszeit zu verschießen. Ein nicht endgültiger Verschluss geht auf Kosten der Sicherheit. Technisch ist jedoch in jedem Fall ein Zurückholen von Abfällen aus einem verschossenen Endlager möglich. Der finan-zielle Aufwand ist jedoch erheblich.

Frage 3e:

Wie beurteilen Sie die Sicherheit einer Vielzahl dezentraler oberirdischer Zwi-schenlager für radioaktiver Abfälle im Vergleich zu unterirdischen Lagerstätten?
Die trockene Zwischenlagerung abgebrannter Brennelemente ist eine sehr sichere Technik. Bisher sollte die Zwischenlagerung zentral in Ahaus und Gorleben erfolgen. Die zwischen den EVU und der Bundesregierung geschlossene Vereinbarung vom 14.06.2000 sieht nunmehr vor, dezentrale Lager an den einzelnen Standorten zu errichten. Auf die technische Sicherheit der jeweiligen Lager hat diese Konzeptänderung keinen Einfluss.

Dabei Ist jedoch zu beachten, daß die Zwischenlagerung nur einen notwendigen, zeitlich begrenzten Zwischenschritt der Entsorgung darstellt. Die Notwendigkeit, Endlager zu schaffen, die für geologische Zeiträume sicher sind, bleibt unverändert bestehen. Zwischen- und Endlagerung sind also keine Alternativen, sondern decken unterschiedliche Entsorgungsbedürfnisse ab. Die jeweiligen Sicherheitskonzepte sind damit nur bedingt vergleichbar.

Fragen der PDS-Fraktion

- keine -
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